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Der Bayerische Handwerkstag lehnt den Gesundheitsfonds
nach wie vor strikt ab und fordert eine echte Strukturre-
form der gesetzlichen Krankenversicherung statt einer blo-
ßen Beitragsumverteilung.
Nach dem seit 01. 04. 2007 gültigen GKV-Wettbewerbs-
stärkungsgesetz wird in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) mit Wirkung ab 01. 01. 2009 der „Gesundheits-
fonds“ eingerichtet. 

Der Gesundheitsfonds verteuert die Kranken-
versicherung

Anstelle der bisherigen krankenkassenabhängigen Beiträge
wird ein bundeseinheitlicher Beitragssatz von 15,5 Prozent
gelten, den die Bundesregierung am 07.10.2008 beschlos-
sen hat. Das Institut der deutschen Wirtschaft hat festge-
stellt, dass der Gesundheitsfonds für die Unternehmen
teuer wird und im ungünstigsten Fall dazu führen kann,
dass die Betriebe „für die Krankenversicherung ihrer Mit-
arbeiter pro Kopf und Jahr 670 Euro mehr berappen“ müs-
sen (Institut der deutschen Wirtschaft, iw-Argumente Nr.
4/2008).
Die mit dem Gesundheitsfonds verbundene Erhöhung der
Lohnzusatzkosten ist arbeitsplatzfeindlich. Sie führt zu ei -
ner Schwächung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft
und insbesondere des lohnintensiven Handwerks und wirkt
sich nachteilig auf die Zukunftschancen der jüngeren Ge -
nerationen aus.

Der Gesundheitsfonds verursacht zusätzliche und 
unnötige Bürokratie

Die Krankenkassen können die gezahlten Beiträge künftig
nicht mehr direkt für ihre Aufwendungen verwenden.
Statt dessen gibt es ein höchst kompliziertes und bürokra-
tisches Verfahren.
Auch weiterhin führen die Arbeitgeber die Beiträge an die
Krankenkassen ab. Diese leiten sie dann aber an das Bun -
desversicherungsamt weiter. Dort werden sie zusammen

mit Bundesmitteln zum Sondervermögen „Gesundheits-
fonds“ zusammengeführt. Das Bundesversicherungsamt
ermittelt für jeden Versicherten eine Grundpauschale
sowie alters-, geschlechts- und risikobezogene Zu- und
Abschläge. Der „morbiditätsorientierte Risikostrukturaus-
gleich“ (Morbi-RSA) berücksichtigt bestimmte Erkrankun-
gen der Versicherten und ist ein zentraler Baustein des
Gesundheitsfonds. 
Erst danach erhält die einzelne Krankenkasse ihre Zuwei-
sung aus dem Gesundheitsfonds. Sind die Zuweisungen
aus dem Gesundheitsfonds geringer als der Finanzbedarf
der jeweiligen Krankenkasse, erhebt diese von ihren Mit-
gliedern einen Zusatzbeitrag. Überschüsse können an die
Mitglieder ausgeschüttet werden. 

Die Konvergenzklausel muss ordnungsgemäß und 
vollständig umgesetzt werden

Außerdem benachteiligt das Gesundheitsfonds-Konzept
die Krankenkassen, die Beitragszahler und die Gesundheits-
handwerke in Bayern. Die bayerischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer zahlen aufgrund des vergleichsweise hohen
Lohnniveaus und der niedrigen Arbeitslosigkeit überdurch -
schnittlich viel in den Gesundheitsfonds ein. Die Kranken-
kassen erhalten aber für ihre Versicherten nur den einheit-
lichen Zuweisungsbetrag aus dem Gesundheitsfonds.
Um die finanzielle Belastung für die in einem Land tätigen
Krankenkassen zu begrenzen, wurde eine „Konvergenz-
klausel“ eingeführt. Danach sind die Belastungen pro Bun -
desland auf maximal 100 Mio. Euro pro Jahr begrenzt.
Da die  Konvergenzklausel eine zentrale Bedingung des
Gesundheitsfonds ist, muss sie auch ordnungsgemäß um -
gesetzt werden.
Eine gesicherte Datenlage und Klarheit über die finanziel-
len Auswirkungen des Gesundheitsfonds bestehen derzeit
nicht.
Daher darf der Start des Gesundheitsfonds nicht bereits
ab 01. 01. 2009 erfolgen. Er muss zumindest um ein Jahr ver -
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Die Argumente sprechen dagegen!
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Der Gesundheitsfonds ist überflüssig; 
er löst keine Probleme, sondern

führt zu höheren Beiträgen
verursacht zusätzliche, unnötige Bürokratie
bringt weniger Wettbewerb
gefährdet die Gesundheitshandwerke
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schoben werden. Aufgrund des Krankenkassenwahlrechts
und der ständig wechselnden Mitgliederbestände wird
die Feststellung der länderbezogenen Transferwirkungen
auch in Zukunft erhebliche Schwierigkeiten bereiten.

Der Gesundheitsfonds bringt weniger statt mehr 
Wettbewerb

Die fundamentale Umstellung der bestehenden GKV-
Finan zierung auf ein Fonds-Modell führt zum Verlust der
Finanzautonomie der Krankenkassen. Durch den einheit-
lichen Beitragssatz entfällt der bisherige Wettbewerbspa-
rameter der kassenindividuellen Beitragssätze.
Ersetzt werden soll dies durch kassenspezifische Zusatz-
beiträge bzw. Erstattungen. Die diesen zugedachte Wett-
bewerbsfunktion wird allerdings dadurch ausgehebelt,
dass der Zusatzbeitrag für das einzelne Kassenmitglied 1 %
des beitragspflichtigen Einkommens oder monatlich 8 Euro
nicht überschreiten darf.
Eine unter Wettbewerbsaspekten widersinnige Konse-
quenz dieser Regelung ist, dass der Zusatzbeitrag einer
Krankenkasse umso höher sein kann, je mehr Mitglieder
dieser Kasse von dieser Überforderungsregel betroffen sind.
Es besteht die Gefahr, dass es zu einem Wettbewerb um
Versicherte mit hohem Einkommen und nicht zu dem ge -
wünschten Leistungswettbewerb um die beste Versorgung
von Patienten kommt. Denn die aus der 1 %-Überforde-
rungsgrenze resultierenden Beitragsausfälle sollen zu Las -
ten der jeweiligen Krankenkasse gehen.

Der Gesundheitsfonds gefährdet die Gesundheits-
handwerke und die Qualität der Versorgung der 
Versicherten

Aufgrund des Gesundheitsfonds besteht die konkrete Ge -
fahr, dass Krankenkassen Einsparmaßnahmen gegenüber
Leistungserbringern ergreifen, um die Erhebung von Zu -
satzbeiträgen gegenüber ihren Versicherten zu vermeiden.
Es drohen insbesondere Sparmaßnahmen im Hilfsmittel-
bereich, z. B. durch Ausschreibungen. Der finanzielle Druck
des Gesundheitsfonds richtet sich somit auch gegen die
Gesundheitshandwerke.

Der Erhalt der mittelständischen Strukturen im Bereich
der Gesundheitshandwerke ist aber von wichtigem gesell-
schaftspolitischen Interesse. Denn die Gesundheitshand-
werke garantieren eine patientenindividuelle und wohn-
ortnahe Versorgung der Versicherten.

Der Gesundheitsfonds ignoriert die Kostendynamik 
im Gesundheitswesen

Der Gesundheitsfonds leistet keinen Beitrag, um auf die
drängende Herausforderung der alternden Gesellschaft
zu reagieren. Die starre Beibehaltung des heutigen Umlage -
systems führt angesichts des medizinischen Fortschritts
und der demographischen Entwicklung zu massiven Bei-
tragssatzsteigerungen und gravierenden Umverteilungen
zwischen den Generationen. Die daraus resultierenden
Lasten werden einseitig den Betrieben, den Beschäftigten
und der jüngeren Generation überbürdet.

Bayerischer Handwerkstag fordert echte Struktur-
reform statt bloßer Beitragsumverteilung

Der Bayerische Handwerkstag fordert eine grundlegende
Strukturreform, insbesondere eine Entkoppelung der Kran-
kenversicherung vom Arbeitsverhältnis und eine Umstel-
lung auf ein „Basisprämien-Modell“ mit sozialem Ausgleich,
um die Betriebe von den überhöhten und beschäftigungs-
feindlichen Personalzusatzkosten sowie von Bürokratie zu
entlasten. Auch müssen mehr Anreize für ein gesundheits-
und kostenbewusstes Verhalten der Versicherten gesetzt
werden.
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